




Online-Bürgerservices stellen Bürgern lnformationen, Konununikationskanale 
und Anwendungen zur Selbstbedienung zur Verfügung. Ziel ist es, dass der Bür­
ger mõglichst autonom seine Geschãfte mit der i:iffentlichen Verwaltung durch­
führen kann. Gut umgesetzt, führt das zu einem besseren Service für den Bürger 
und zu Effizienzgewinnen in der õffentlichen Verwaltung. 
Es gibt inzwischen so viele Onlin�Bürgerdienste, die auch im Alltag ganz 
selbstverstãndlicb genutzt werden, dass eine Vorstellung einzelner Projekte oder 
Konzepte roüBig ist. Deshalb konzentriert sicb dieser Beitrag auf eioige zentrale 
Fragen zu Online-Bürgerservices: 
Welchen Bedarf für Services der õffentlichen Verwaltung hat ein Bürger? 
(Abschnitt 4.2) 
Welche Services werden derzeit Bürgem online angeboten? (Abschuitt 4.3 
bis 4.5) 
Welche Services sind geeignet für ein Online-Angebot? (Abschnitt 4.6) 
Wie kõnnen Online-Bürgerservices verwaltungsintern organisiert sein? (Ab­
schnitt 4.7) 
Bei der Beantwortung dieser Fragen integriert dieser Beitrag auch Konzepte, die 
in anderen Beitrãgen ausführlicher vorgestellt werden. 
In den letzten Jahren wmde E-Goverrunent hãufig mit einem direkteu elek­
tronischen Zugang zur VeiWaltung gleichgesetzt. Die Gleichsetzlmg von E-Gov­
ernment mit Onliue-Dieusten stellt eine uuzulãssige Verkiirzung dar, haben doch 
der direkte Kontakt vor Ort uud der telefonische Kontakt eine bleibende Bedeu­
tung. Deuuoch gilt die elektrouische Bereitstelluug vou Bürgerservices als eiu 
wesentlicher lnnovationstreiber in deu letzten beideu Dekaden. Di.rekter Effekt 
ist die drastische Ausweitung der Bürgerselbstbedieuung. Bürger kõuueu sich 
inzwischeu uicht uur gezielt lnfonnatioueu zu ibrem Anliegeu suchen, sondern 
viele Anliegeu abschlieBeud über das Netz behaudelu, d.h. auch die uotweudi­
gen TransaJ...'tioneu durchfi.ihren. Treteu Uuklarheiteu auf, lassen sich diese hau­
fig durch E-Mail klãren. Resultat ist in vielen Fãllen eine deutliche Komfort­
erhõhung für deu Bürger. Er muss daun uicht meiu· extra zur Behõrde geheu, 
sondern kann sich darum kümmern, wenn er Zeit hat uud es will, uud nicht, 
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we1m die Behõrde vetfügbar ist. Der i m Internet verfügbare Informationsbestand 
ist in vielen Bereichen um ein Vielfaches grõBer als das Wissen eines einzelnen 
Behõrdenmitarbeiters. Für die Behõrden bedeutet die Selbstbedienung über das 
Intemet nach einem initialen Einführungsaufwand einen Effizienzgewinn, über­
nimmt der Bürger doch selbst die Sucharbeit. 
Die Bereitstellung von Bürgerservices uber das Intemet hat auch zu bedeu­
tenden indirekten Innovationseffekten gefülut. Den Behõrden wurde deutlich, 
dass die für die Online-Kanãle bereitgestellten Informationen und die Prinzipien 
ihrer Organisation auch tur interne Zwecke uud die Bereitstellung von Diensten 
uber andere Kanãle sinnvoll sind. Damít wurde den Behõrden der AnstoB gege­
ben, einen integrierten Infonnationsbestand aufzubauen, der für alle Kanale und 
fur interne Zwecke die notwendigen Infom1atíonen bereitstellt (Lucke 2008). 
Áhnliches gilt für die ve1waltungsinternen Kommunikations- und Transaktions­
systeme. Dieser Prozess der Integration ist derzeit noch nicht abgeschlossen. 
Die Bereitstellung von Bürgerservices über Online-Kanãle hat auch ihre 
Grenzen. Sie Iiegen zum ersten in den Begrenzungen der Selbstbedienung be­
gründet und zum zweiten in der Natm des elektronischen Kanal s: Einige Lebens­
lagen uud Anliegen siJ1d so komplex, dass Burger sie olme Beratung nicht allei.ne 
bewãltigen kõnnen. Hier ist der synchrone Kontakt über Telefon oder eine Face­
to-Face-Beratung eher angemessen. Und obwohJ das Internet zunehmend alle 
Schichten und Altersgruppen erreicht, gibt es immer noch eine groBe Minder­
heit, die mit dem Internet nicht umgehen kann und denen Bürgerservices nicht 
verschlossen sein dürfen. Auch Geschãftsvorfãlle, die einen unmittelbaren Kon­
takt mit der Verwaltung erfordern, z.B. um eine Unterschri.ft zu leisten oder um 
sich zu identifizieren, sind für Online-Dienstleistungen ungeeignet. Allerdings 
wurde dieser Punkt in der Vergangen.heit uberscbatzt, d.h. weniger A.n.liegeo als 
erwm1et benõtigen zwingend eine physische Anwesenheit. Weiter reduzieren 
Neuerungen wie der neue Personalausweis mit elektroniscber Signaturfunktíon 
in Deutschland di ese Zahl noch einmal. 
So wie die Mõglich.keiteo vou Ooline-Bürgerservices lange unterschãtzt 
wmden, wurde ihre Umsetzung lange unterschatzt, indem nur auf die techni­
schen Komponenten geachtet wurde. Man tãuschte mit elektroni.schen Diensten 
Modernisierung vor, ohne sich modemisieren zu müssen. Mau kanu sich eine 
moderne Verwaltung mittels IT kaufeo, so war die naive Vorstellung. 
4.2 Bcdarf flir Bürgcrscrviccs 
Der kon.krete Servicebedarf ergibt sich aus den verschiedenen Anliegensarten, 
die Burger an offentliche Admini.stratioo und Politik richten. Diese setzen sich 
zusaJnmen aus: 
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Leistungsanliegen, die sich auf di e Erlangung von Leistungen beziehen, 
Abwehranliegen, welche die Abwehr unzumutbarer Belastungen zum Ziel 
ha ben, 
Partizipationsanliegen, die demokratische Mitwirkung irn politischen Pro­
zess betreffen, 
Kontrollanliegen, welche Einblicke in das politisch-administrative System 
ermi:iglichen, und 
Informationsanliegen, die alltagsrelevante Sachverhalte anbelangen (Lenk 
1990, S. 31). 
Zur Erfüllung seines Anliegens benõtigt ein Bürger nicht nur die eigentlichen 
,priroaren" Services und Inforroationsbestande, sondem auch Strukturinforroa­
tionen, welche ihm helfen, den eigentlichen Informationsbestand aufzufinden. 
Die Marketingliteratur Jegt nahe, die Erbringung von Online-Bürgerservices 
nicht nur aus Sicht der Verwaltung, sondern auch aus Sicht der betroffenen Bür­
ger zu sehen. Forschung zum lnfonnationsverhalten (Wilson 2000) zeigt, dass 
vor der Ansprache der Verwaltung oder gezielten Suche auf einer Online-Piatt­
fonn Phasen des Bewusstwerdens eines lnforroationsbedarfs liegen. Wenn ein 
Infonnationsbedarf wahrgenomrnen wird, kann er diffus sein und es kanu ein 
Janger Weg sein, bis der Bürger konkrete Fragen stellen kanu. In dem Beitrag 
zur Bürgerberatung in diesem Buch (vgL Kap. 6) wird das am Beispiel einer 
schwangeren Frau illustriert. Dass sie schwanger ist tmd dass sie in dieser neuen 
Lebenslage Infonnationen benõtigt, kann sie sagen, aber welche Fragen sie kon­
kret stellen muss und welche lnformationen sie suchen muss, bereitet angesichts 
der Vielzahl von Problemen und Unterstützungsangeboten Schwierigkeiten. Des­
halb beginnt Lenk (2004) in seinem vielzitiei1en Phasenmodell zu Bürgerser­
vices mit d er ,Proaktiven Bürgerinfonnation". Di ese Phase unterstützt das Be­
wusstwerden eines Problems und die Fonnulierung konkreter Fragen. Beispiels­
weise kann eine Kommune ihre betroffenen Bürger über anliegende StraBen­
bauarbeiten proaktiv infonnieren und ihnen mitteilen, welche Aspekte ihres Le­
bens davon voraussichtlich betroffen sein werden. Die weiteren Phasen sind 
(Lenk 2004, S. 77): 
Wegweiserinfonnationen für Bürger (,W o muss i eh hingehen? W as muss 
ich mitbringen?'), 
Kontaktvorbereitung, u.a. über Fonnulare, 
Herstellung des Kontakts (,Intake') uud Vereinbarung über Servicequalitat, 
gegebenenfalls Verhandlungen zwischen Bürger uud Verwaltung, 
Vorgangsbearbeitung; Abschluss durch Vertrag oder Verwaltungsakt; be­
gleitendes ,tracking and tracing' durch Bürger, 
Abwicklung (Leistung unter Umstãnden gegen Geld) sowie 
Nachsorge (Rechtsbehelfe; Bürgerfeedback ete.). 
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In dem derzeitigen schon reiferen Stadium des E-Government sind Mãngel, ins­
besondere in den frühen und den spãten Phasen der Dienstleistungserbringung 
zu koustatiereu. Der Bürger wird zu wenig beim Bewusstwerdeu uud der Kou­
kretisiemug des Informationsbedarfs unterstützt uud, weun der Geschaftsfall 
abgeschlossen ist, k.iimmert sich die Verwaltung zu wenig damm, ob dem Bür­
ger damit wirklich geholfen wurde oder ob er noch weitere Unterstützung beno­
tigt. 
Angetrieben durch Initiativen aufEU, Bundes- und Lander- (bzw. Kantons-) 
Ebene hat sich in den letzten 15 Jaluen das Angebot an Bürgerservices deutlich 
ausgeweitet. Insbesondere Staaten wie GroBbritannieu, Osterreich und Estland 
haben sich hier als Piouiere he1vorgetan uud bieteu auf Portalen Informationen 
uud Dienstleistungen für alle gãngigen Lebenslagen an (vgl. z.B. http://www. 
direct.gov.uk, www.help.gv.at/). Ein Online-Bürgerservice besteht aus den Kom­
ponenten ,Jnfom1ation", ,Kommunikation" und ,Transaktion": Die Jnforma­
tionskompouente stellt die notweudigeu Informatioueu bereit, tml den Bürger­
service aufzufinden und sinnvoll in Anspruch zu nehmen und erfttllt einen in­
haltlicheu Infonnatiousbedarf. Die Kommuuikatiouskomponeute erlaubt dem 
Bürger, rnit der Verwaltung zu kommuuizieren, un1 beispielsweise R.üc.kfragen 
zu stellen. Mit Hilfe der Transaktionskomponente füluí ein Bürger Rechtsge­
schãfte mit der Verwaltung aus, indem er z.B. eine Dieustleistung verbindlich 
bucht oder seiue bürgerlicheu Pflichteu erfüllt (z.B. Meldung eiues Huudes für 
die Hundesteuer, Abgabe der Steuererklãrung). Diese drei Komponenten werden 
im Folgendeu uãher erlautert. 
4.3 lnformation 
Am Anfang der Online-Bürgerservices stand die Bereitstellung vou Informatio­
neu. Für viele Alltagsanliegen sammelt die Verwalnmg Iuformationeu, beispiels­
weise zur momentanen Umweltbelastung oder zu den touristischen Attraktionen 
der Stadt. Solche Informationeu stellen die Gemeiuden den Bürgern gerne zur 
Verfüguug (wenn sie uicht zur demokratischen Kontrolle ,,missbraucht" werden 
kõnnen). Die Bereitstellung vou Alltags- und Fachinformationen dient allerdings 
hãufig nicht primãr der Bürgerinfonnation als vielmehr dem Stadtmarketing. 
Typischerweise werden diese Informatioueu vou deu Fachãmtem zur Verfüguug 
gestellt. 
Für Leistuugsauliegeu (z.B. ,,Kaun ich eineu Zuschuss zu meiner Miete be­
antragen?") uud Abwehranliegen (,Was tue ich, wenn ich eiuen Strafzettel er­
halten habe?") benõtigt der Bürger Informatiouen über anliegende Aktivitãten, 
R.echte uud Pflichten zusammen rnit den einschlãgigen Gesetzen und Verord­
nuugen, Formularen uud Antrãgen sowie die verantwortlichen Institutionen uud 
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Ansprechpartner (Winter 1998; Reinermann 2000). Diese sollten in Kerninfor­
mationen und Hintergrundinformation gegliedert sein (vgl. das Stammtext- und 
Erganzuugstext-Modell vou Lucke 2007). Bei der Bereitstellung dieser lufOima­
tionen kanu die Verwaltung in eiuen Zielkonflikt geraten: Stellt sie die Infor­
mationen zur Verfuguug, kal11l dieses für sie mehr Arbeit uud mehr fmanziellen 
Aufwand bedeuten . Ahnliches gi lt, wenn sie umfassende Alltags informationen 
zur Verfugung stellt und dmm zum Ansprechpartner für verwaltungsfremde An­
liegen wird. 
Weun die Verwaltung Bürgerinformatiou bereitstellt, ist sie haufig in der 
Sprache der Verwaltung abgefasst und für viele Bürger unverstandlich. Verstand­
lichkeit ist somit ein wesentliches Qualitiitsmerkmal vou Bürgerinfonnatiou. 
Weitere Qualitatsmerkmale aus Bürgers icht sind Vollstãndigkeit, Aktualitat, in­
haltliche Korrektheit, Rechtsverbindlichkeit, Redundanzm·mut, und Nachvoll­
ziehbarkeit (Prestipino 2008). Im Idealfal l ist die Infonnation auf den individu­
ellen Nutzer zugeschnitten uud die Aufnahme und Nutzung dieser Informatio­
nen bereiten ihm Freude (Hassenzahl 20 l 0). 
Bei der Bereitstellung vou Bürgerinformation ist darauf zu achten, dass es 
,den Bürger" nicht gibt, sondern dass Ziel:;,rruppen identifiziert werden kõnnen. 
Deshalb unterscheidet vou Lucke (2008) auch drei Organisationsprinzipien, wie 
der Zugang zu Informationen in ,Portalen" strukturiert werden kann: uach be­
handelten Themen, nach Zielgruppen und nach Lebenslagen. Für gut vorinfor­
mierte Bürger kann auch die klassische Strukturierung der Information in Anleh­
nung an die Behõrdenorganisation sinnvoll sein, erinnert sich der Bürger doch 
mõglicherweise daran, mit wem er über ein Thema schon einmal gesprochen hat 
oder wer zustandig ist. Bõhm et al. (20 l O) zeigen darüber h in aus am Beispiel 
des Auswanderers, dass zusãtzlich zu den Portalzugangen eine individuelle hl­
formationsaufbereitung auf der Basis vou Nutzerprofilen sinnvoll ist, denn der 
fufonn ationsbedarf  unterscheidet sich in Abhangigkeit von AJter, Beruf, Ge­
schlecht, Herkunft ete. 
Seit ca. 2008 ist eine so deutliche Veriinderung des Angebots uud der Nach­
frage von Bürgerinformation 211 beobachten, dass man vou einer zweiten Gene­
ration der intemetbasierten Bürgerüúormation sprechen kanu. Auf der Ange­
botsseite bieten Web-2.0-Technologien und die Verbreitung von geographischen 
Infonuationssystemen (insbesondere Google Maps, aber auch eigene Systeme 
der õffentlichen Verwaltung) die Mõglichkeit, Infonnationen auf eine deutlich 
natürlichere Weise über Verwaltungsgrenzen hinweg zu integJieren. 
Dabei werden offizieL!e Angebote der õffentlichen Venvaltung in einigen 
Liindem durch private Angebote erganzt. lm Rahmen von Open-Government­
Data-Initiativen stellen Behõrden der Offentlichkeit ihre Daten zur Verfí.igung 
(vgl. Kap. 12) uud Untemehmer und innovative Privatpersonen verwenden sie, 
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um in Eigeninitiativen Anwendungen zu erstellen, sei es als klassische Websei­
ten oder in letzter Zeit auch als ,Apps" für Smartphones. 
lllustrierendes Beispiel: Katasterdaten Online 
Sucht ein Bauwiliiger im Kanton Züricb ein Grundstück, dan.n kann er sich 
schnell auf kommerziellen Immobilienplattfonnen einen Überblick über den 
Markt zu freien Baugrundstücken machen. Kauft er dann überhastet ein 
Gnmdstück, kann es spater zu unschõnen Erwachen kommen: Das Gmnd­
stück kann wegen Auflagen aus dem Denkmalschutz, den einschlãgigen Bau­
ordnungen oder wegen des Naturschutzes nicht so wie erhofft bebaut werden. 
Dies kann seit Anfang 2011 in der Stadt Zürich mitbilfe ein.er Online-Katas­
terauskunft vennieden werden: In einem geographischen Infonnationssystem 
sind für jedes Grundstück der Stadt die Informationen der verschiedenen Am­
ter eingetragen, so dass mõgliche Auflagen mit Hilfe eines integrierten Infor­
mationssystems recherchiert werden kõnnen. Dabei sind die relevanten Doku­
mente (z.B. Bauzonenverordnungen) direkt und kontextabhãngig von den 
Karten aus per Link erreichbar. 
Auf Nachfragerseite nimmt die Bedeutung von Navigation auf Webseiten der­
zeit zu Lasten von Suchen mit Sucbmaschinen (z.B. Google) sowie Empfehlun­
gen in Sociai-Networking-Sites (z.B. Facebook) ab. In beiden Fãllen springt der 
Kunde direkt zu einem Infonnationsangebot; die anbietende Behõrde kann nicht 
mehr davon ausgehen, dass ib.m über die Navigation der Kontext der aufgefun­
denen Infonnationen bewusst ist. Deshalb ist es wesentlich, Informationen mo­
dular zu gestalten und den Kontext einer Information auf der Webseite selbst 
deutlich zu machen. Um eine empfohlene Webseite dauerhaft auftindbar zu ma­
chen, werden eindeutige dauerhafte Bezeichner zum (Wieder-)Auffinden von 
Informationseinheiten benõtigt; dies kann im Widerspmch zu der Verwendung 
von Datenban.ken für die IJ1forroationsspeicherung und dynamischen lnforma­
tionsaufbereitung stehen. Für googelnde Nutzer sind die Webseiten mit den 
richtigen Stichworten auch aus der AJitagssprache zu markieren, damit sie leicht 
gefunden und ni eh t dllfch kommerzielle Angebote verdrãngt werden. 
4.4 Kommunikation 
Elektronische Kommunikation zwischen Bürger und Verwaltung erfüllt im Kern 
zwei Bürgerbedürfnisse: 
l .  Bürger kommunizieren mit der Verwaltung, um an Primãrinformationen zu 
gelangen. Bürger wãhlen diesen Weg der Auskunft, weil er in1 Vergleich zur 
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eigenstiindigen Infonuationssuche auf den Webseiten bequem ist oder weil 
sie nicht genau wissen, wonach sie suchen müssen. 
2. Bürger kommunizieren mit der Verwaltung, weil sie ergãnzende Informa­
tionen, Wegweiserinfon ationen oder Informationen zum ak.'tuellen Status 
ihres Vorgangs benõtigen. 
In den Jetzten Jahren ist eine groBe Ausweitung der mõglichen Kommunika­
tionskanãle zu beobachten. Als erstes traten in den 1990er Jahren Fax uud E­
Mail neben die schon lange etablierten Kornrnunikationsmedien Face-to-Face­
Kontakt, Brief uud Telefon. E-Mail ist bis heute das bevorzugte elektronische 
Kommunikationsmedium zwischen Bürger und Verwaltung. Gerade weil ohne 
groBen Aufwand zeitverzõgeit (,asynchron") kommuniziert werden kam1, kommt 
es den individuellen Arbeitspraferenzen von Bürgern und Verwaltungsmitarbei­
tern entgegen. Die durch die direkte Adressierung vou einzelnen Mitarbeitern 
(unter Umgehung des Dienstwegs und eines zentralen Posteingangs) ausgelõsten 
Herausforderungen an die Organisation und Teclmik der õffentlichen Verwal­
tung gelten in den meisten Behõrden inzwischen al s bewãlti&>t. 
hu Privatbereich verbreiten sich in den letzten Jahren eine Reihe von neuen 
Kommunikationsmedien und die Erwartung der Bürger, dass sich die Verwal­
tung für diese Medien õfinet, steigt. Zum einen weitet sich die Mõglichkeit der 
Telefoni e aus, denn neben die klassischen stationaren Gerate sind Mobiltelefone 
getreten. Weil die Schnittstelle in der õffentlichen VeJwaltung (= stationãre Ge­
rãte1) gleich bleibt, hat die Verbreitung der Mobiltelefone zwar die Natur der 
Anfragen geande1t (Anrufer befinden sich hãufiger direkt in der Situation, in der 
sie einen Bürgerservice benõtigen, deru1 sie brauchen hierfür nicht meiu zu 
einern stationaren Gerat zu gehen), ihre Behandlw1g durch die õffentliche Ver­
waltung ist jedoch grundsatzlich gleich geblieben. E i  n grõBere Herausforderung 
wird moderne Telefonie daun, wenn sie mit anderen Kommunikationsmedien, 
z.B. Chat, Online-Communities oder sozialen Netzwerken (Facebook ete.) in 
einem ,Contact Service Center' verbunden werden. Da diese neuen Kommuni­
kationsrnedien de.rzeit Einzug in die Kommunikation von Unternehmen mit 
ihren Kunden finden, stehen auch die õffentlichen Verwaltungen vor der Frage, 
wan.n uud wie sie diese Kom.rounikationsmedi.en verwendeu. Für die Kommuni­
kation in groBen Gruppen im Rahmen der Bürgerpmtizipation ist ihr Einsatz 
naheliegend; für Bürgerservices mit einzelnen Bürgern bedeuten sie noch einen 
groBen Schritt, erheben sich doch Fragen der Gestaltung des Kommunikations­
prozesses, der Vertraulichkeit uud des Datenschutzes. 
Mit neueren Medien beschrãnkt sich die Kommunikation nicht nur auf den 
Nachrichtenaustausch, sondem ennõglicht auch die Kooperation zwischen Bür-
Mobile Bürgerservices, wie z.B. von der Stadt Potsdam, siud derzeit nocb die Aus­
nahme. 
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ger und Venvaltungsmitarbeiter. Am vielversprechendsten sind hierbei derzeit 
Ansatze des so genannten Co-Browsings: Kommt ein Bürger mit der Selbstbe­
dienung eines Services nicht zurecht oder hat er Fragen, daun ruft er einen 
Helpdesk an. Di e mündliche Kommunikation wird unterstützt durch aneinander­
gekoppelte Web-Browser, bei denen beide Kommunikationspartner den gleichen 
Inhalt sehen und auch auf der Webseite navigieren kõnnen. Der Verwaltungs­
mitarbeiter sieht also, wo das Problem des Bürgers ist und der Bürger sieht, wie 
die Lõsung aussehen kann. Damit ist es auch mõglich, einfache Beratungsge­
sprãche online zu fuhren (vgl. Sclunidt-Rauch et al. 20 l 0). Allerdings erhõht 
dieser Service auch die Anforderungen an die Medienkompetenz von Bürger 
uud Verwaltungsmitarbeiter. Kommen mehrere Medien in einem Beratungssze­
nario zusammen (z.B. Telefon, Chat und Co-Browsing), dan.n sin.d die Beteilig­
ten in der Medienwahl und -nutzung leicht überfordert (vgl. Lõber 2008). Mit 
Hilfe von Co-Browsing kann ein Verwaltungsmitarbeiter Bürgern auch bei der 
Ausfühmng von Transaktionen unterstützen. 
lllustrierendes Beispiel: Suisse E-Police 
Im F olgenden so li Suisse E-Police al s e in illustrierendes Beispiel für e in en 
iuuovativeu OnliJ1e-BürgerseJVice prãseutiert werden, das derze.it in de.r Schwe.iz 
in einer Zusammenarbeit mehrerer Kantone von der Firma Netcetera realisiert 
we.rden soll. 
Wenn in der Schweiz derzeit ein Fahrrad gestohlen wird, daun muss der Bür­
ger bei der Polizei Anzeige erstatten. Da die dafür verwendeten lnfornlations­
systeme der verschiedenen Kantone nicht miteinander verbtmden sind, muss 
der Bürger den Diebstahl vor Ort in dem Kanton melden, in dem das Fahrrad 
vennutlich gestohlen wurde, d.h. die Meldung kann auch noch mit einer lan­
geren Aureise ve.rbuuden sein. Aus Versicherungsgrüuden mag eine Melduug 
sinnvoll sein, da aber nur ca. 2% aller als gestohlen gemeldeten Fahrrader 
wiedergefunden werden, sind die Erfolgsaussicbten der Diebstahlanzeige an­
sonsten marginal. Da Fahrraddiebstãhle haufig sind und immer die gleichen 
Informationen erfragt werden, soll der Diebstalll auch online gemeldet werden 
kõnnen. Dazu werden zum einen Informationen zum gestohlenen Fahrrad und 
zum anderen ln.formationen zur Persou des Auzeigestel.lers in e.in.em Formular 
online erfasst uud der Polizei übermittelt. Der Meldedienst ist so konzipiert, 
dass er die Meldung an die Polizeisysteme aller am Projekt beteilif,>ten Kan­
tone weiterleitet. Neben der eigentlichen Meldetransaktion findet der Bürger 
online bilfreiche Infonnationen zu seinem Anliegen, z. B. den Hinweis, dass er 
sich mit seiner Versicherung in Verbindung setzen muss oder wie er in Zu­
kun.ft Falmaddiebstãhle venneidet. 
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Neben Fahrraddiebstahlen werden in der ersten Phase weitere neun Standard­
diebstahlmeldungen unterstützt. Diebstahle kõm1en zugleich mehrere Gegen­
stande betreffen: Wenn beispielsweise eine Handtasche abhanden kommt, dann 
kanu diese noch den Ausweis, Scheckkarten oder Schmuck euthalten. Das 
Sperren eines Ausweises ist aber im klassischeu Meldesystem eiu anderer 
Vorgang als der Verlust vou Schmuck. Suisse E-Police erlaubt es, die Einzel­
meldungen zum Yerlust der Handtasche zu einem Yorgang zu bündeln. Eine 
Koppelung besteht auch zu verwandteu Anwendungen. Wellil beispielsweise 
eine Handtasche abhandengekommen ist, dann kann der Bürger sie auch nur 
verloren haben; deshalb kanu eine gleicbzeitige Melduug beim Fundbüro 
angebracht sein. Auf diesen Kerndiensten lassen sich dann Zusatzdienste 
aufbaueu: E ine uaheliegende Auwendtmg ist di e Registrienmg vou F ahrra­
dem und anderen Wertsachen schon beim Kauf, fallt darm doch die Beschrei­
bung des Gegenstands deutlich leichter uud die Polizei kmm bereits tatig 
werden, wenn sie aufgrund eines Fundes von sich aus den Yerdacht eines 
Diebstabls hegt. 
Kommt der Bürger mit seiner Diebstahlmeldung nicht zurecht, dann kann er 
online Hilfe anfordem und seine Meldung mit E-Polizisten (d.h. einem Poli­
zisten, der in einem Call-Center arbeitet) in einer ,Co-Browsing-Anwendung" 
teilen. Dabei kommunizieren der Polizist und der hilfesuchende Bürger per 
Telefon miteinander und sehen zeitgleich dieselben Infonnationen in ihrem 
Browser-Fenster. Der Bürger kmm gezielt Fragen stellen tmd der E-Polizist 
kann ihm konkrete Hilfestellung geben. Die beteiligten Kantone sehen in zwei 
Punkt.en einen Nutzen des Systems: Erstens kõm1en endlich Diebstahhnel­
dungen auch überregional verbreitet werden und der Bürger muss nicht mehr 
auf die (mõglicherweise durch anderer Yortãlle überfüllte) Polizeistelleu. 
Zweitens steht die Polizei unter Druck, mehr Prasenz auf der StraBe zu zei­
gen. Durch die Reduktion administrativer A.rbeiten kõnnen hiedur die perso­
nellen Ressourcen besser verteilt werden. Erste Schatzungen lassen sogar ins­
gesamt einen Effizienzgewim1 eJwaJ1en, der grõBer ist als die Gesamtkosten 
der E�Polizisten-Anwendung. 
Eine Einfülu ng des neuen elektronischen Dienstes erfordert eine Reorgani­
sation bei d er Polizei: Di e Schichtplane d er Polizisten müssen an di e redu­
zierten Bürozeiten angepasst werden und eine zentrale E-Polizeio.rganisation 
muss aufgebaut werden, in der Fachleute den Bürgern telefonisch und/oder 
per Co-Browsing bei der Meldung behilflich sind. Es liegt auch nahe, dass der 
verbesserte Service von E-Police nicht nur den Bürgern, sondern auch den 
Polizisten in den Polizeistellen zur Verfügung gestellt wird, so dass Meldun­
gen über verschiedene Kommunikationskanale i m gleichen System landen. 
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4.5 Transaktionen 
Einíàche Rechtsgeschãfte wurden schon lange vor dem Aufkommen vou On­
line-Diensten so standardisiert, dass sie regelgebunden abgearbeitet werden 
konnten. Formulare dienen dazu, alle nõtigen Informationen in der richtigen Form 
beim Bürger zu erfassen. Wãhrend das Papierformular noch bis heute die Erfas­
sung der Daten beim Bürger dominiert, werden die Daten danach durch die Ver­
waltung mit Hilfe von elektronischen Informationssystemen regelgebunden ab­
gearbeitet. Im einfachsten Fali kann der Computer die Datenverarbeittmg gemãB 
den Verwaltungsregeln vollstandig automatisiert übemehmen, im anderen Fali 
bedarf es noch des menschlichen Eingriffs an Schliisselentscheidungspunk'1en. 
Wurde di.e Erfassung der Daten und Bedienung des Coroputers bis in die 1970er 
Jahre wenigen Spezialisten iiberlassen, iibernehmen dies seit den l980er Jahren 
zunehmend die fachlich zustandigen Sachbearbeíter. Online-Transaktionen ver­
Iagern die Zustandigkeit für die Bedienung und Erfassung nuu seit mehr als 
einer Dekade direkt zum Bürger. Wenn die Regeln und die Daten des Verwal­
ttmgsvorgangs in dem Infonnationssystem vollstandig und korrekt abgebildet 
sind, dann kanu der Vorgang uruníttelbar abgearbeitet werden und der Bürger 
erhált sofort die ge\\·iinschte Leistung bzw. die Bestátigung der E1füllung einer 
Ptlicht. Beispielsweise kanu im Kanton Zürich der Steuerbürger über einen On­
line-Dienst die Fristverlangenmg für seine Steuererklarung beantragen . Diese 
wird dann auch sofort entschieden und die Entscheidung dem Bürger mitgeteílt. 
Damit wird d er Mehrwert f'ür di e Beteiligten deutlich: Der Bürger kanu jederzeit 
von jedem Ort (= Computer) aus seinen Input leisten und in vielen Fállen mit 
einem sofortigen Abschluss des Vorgangs reclmen. Dadurch reduzie11 sich seine 
kognitive Last: Er muss se.in.e Tran.saktioneu nicht mebr im Voraus planen und 
braucht offene Transaktionen nicht mehr weiter zu verfolgen. Aus Verwaltungs­
sicht sin d Online-Transaktionen attraktiv, weil si e sehr effizient abgearbeítet 
werden; insbesondere ist ein (teurer) menschlicher Eingriff nicht mehr oder nur 
noch an einzelnen Entscheidungspuukten notwendig. 
Aus diesen Ausfühnmgen werden auch die Vorbedingungen für einen On­
line-Dienst deutlich: Standardisierung des Inputs, eine automatisierbare Bearbei­
tung auf Grund von definierten Regeln, vollstandige elektronisch verarbeítbare 
Dateubestãude. Jede Vorbedingung stellt eine Grenze für (wirtschaftliche) On­
line-Dienste dar: Wenn die Standardisierung des erforderlichen Inputs nicht 
mõglich ist - z.B. weil jeder Fali andere Daten erforde11 - dmm entfãllt eine 
automatische Verarbeitung der Daten. Zwar ist es auch denkbar, dass der Bürger 
über Freitext Dienstleistungen anstõBt, aber daun reduzie1t sich das elektroni­
sche Medium auf eine reine Informationsübertragung und Speicherung, die ge­
nauso gut über E-Mail mõglich wãre. Àhnliches gilt für die Abbildung der Re­
geln und der Daten im Informationssystem: Je mehr Regeln auBerhalb der E-
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Government-Anwendung durch einen Sachbearbeiter bearbeitet werden müssen 
und je mehr Daten manuell erfasst werden müssen, desto mehr reduziert si eh der 
Nutzen für Bürger und Verwaltung. 
Wegen mõglicher hoher Effizienzgewinne für Verwaltung und Bürger (so­
wie wegen Reputationsgewinnen in diversen Ratings) arbeiten Verwaltungsinfor­
matiker, Verwaltungsfachleute und Politiker daran, diese drei Grenzen mit Hilfe 
von lnformationstechnologie zu e1weitem. Elektronische Formulare kõnnen um 
ein vielfaches flexibler sein als Papierformulare: Sie kõnnen vorausgefüllte In­
halte vorscblagen (z.B. aus der Steuererklanmg vom V01jabr); sie kõnnen in 
Entscheidungsbãumen verzweigen und sich damit an verschiedene Situationen 
anpassen; sie kõrmen regelgebunden lnput anfordern uud si e kõnnen die Plausi­
bilitat der eingegebenen Daten prüfen. Online-Services für ve.rwandte Themen 
kõnnen gebündelt werden und einmal erfasste Daten in melueren Services ver­
wendet werden. Wenn beispielsweise einem Bürger eine Handtasche abhanden 
gekommen ist, müssen bei der Polizeimeldung Kerninformationen wie der Ort 
und die Zeit des Vorfalls und die Adresse des betroffenen Bürgers nur einmal 
erfasst werden und nicht getrennt beispielsweise für den verlorenen Ausweis, 
Führerschein und weitere Wertsache.n. Zwar sind auch papiergebundene, lebens­
lagenspezifische Fonnulare denkbar, aber die Flexibilitãt des elektronischen Me­
diums ist deutlich hõher, karu1 das Fonnular doch dynamisch wãhrend der Bear­
beitung aus Bausteinen zusammengesetzt und konfiguriert werden. So genannte 
,Ontologien" stellen ein einheitliches Vokabularsystem zur Verfügung und ,Ser­
viceorientierte Architekturen" stellen technisch sicher, dass der Transfer von 
Daten zwischen dynamisch zusammengesetzten Fonnularbausteinen gelin!,>t. 
Für die Schaffung automatisierbarer Regeln ist zuerst der Gesetz- und Ver­
ordnungsgeber gefragt. Computersysteme sind nicht dazu in der Lage, ,Ermes­
sensentscheidungen" zu treffen; sie benõtigen eindeutige Regeln. Die komph­
zierte Fonnulierung vieler modemer Verordnungen hat (neben der komplizierten 
politischen Kompromisssuche und dem Versuch, Rechtssicherheit im Einzelfall 
zu schaffen) auch mit. den Versuchen zu tun, Regeln so kiar zu fonnulieren, dass 
sie automatisch abarbeitbar werden. Dabei kanu auch eine Vereinfachung von 
Regeln Online-Dienste fõrdem, etwa indem auf komplizie1te Voraussetzungen 
verzichtet wird. So wird die oben als Beispiel vorgestellte Aufschiebung der Ab­
gabe der Steuererklarung im Kanton Zürich in der Regel gewabrt. Die Einfüh­
rung eines Gutl1abenzínses fiir Steuerzahlungen vor einem festen Termin und 
eines Kreditzinses für eine spatere Zahlung führen zu einer lnteressensanglei­
chung von Bürger uud Staat und erübrigen eine nmfangreiche Pii fung. 
Vollstãndige elektroniscb verfügbare Daten wurden lange als ein Haupthin­
demis für die Verbreit.ung von Online-Diensten erachtet. Als Haupthindemis 
wurden zuerst personenspezifische Daten angesehen, insbesondere die Identifi­
kation des Bürgers wie ,Dat.um und Unterschrift". Diese werden benõtigt, um 
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Transaktionen rechtsgültig abzuschlieBen. Die Bemühungen zur Einfülu ng 
einer digitalen Identifikation und Unterschrift sind zwar technisch weit fortge­
schritten, aber finden bisher wenig Akzeptanz bei m Bürger (d er bis be u te e in 
spezielles Lesegerãt benõtigt). Mõglicherweise führen die Einführung des neuen 
Personalausweises und die Verbreitung vou speziellen Lesegerãten für das On­
line-Banking bei den Bürgern in Deutschland zu einem Umdenken. In der jüngs­
ten Vergangenheit hat sich aber auch gezeib>t, dass für meiu Verwaltungsvor­
gange als gedacht eine Identifikation oder eine Unterschrift nicht erforderlich 
sind. Dies ist beispielsweise dann der Fali, wenu es keine Anreize für Miss­
brauch gibt uud sich der potenzielle Schaden für Bürger und Verwaltung in ver­
tretbaren Grenzen hált. Beispielsweise gibt es wenige Anreize, missbrauchlich 
ein fahrrad als gestoblen zu roelden und wem1 dies geschehen würde, h.ielten 
si eh di e Konsequenzen für di e Polizei in Grenzen. 
Daten kõnnen auch deshalb nicht elektronisch verfiigbar sein, weil sie in 
,unüblichen Forn1aten" vorliegen. So waren geografische Informationen lange 
nur auf Papier verfügbar; die Digitalisierung und Autberei tung von geognrfi­
schen Informationen ist aufwendig, õffnet aber die Tür für eine Reihe von zu­
sãtzlicben Online-Services, beispielsweise zum Thema Bauen. Nicht zuletzt 
führt die zunelunende Digitalisierung von Verwaltungsverfaluen dazu, dass die 
Daten, die dort verarbeitet werden, auch für andere Verfahren zur Verfügung 
stehen. Allerdings setzt hier der Datenschutz enge Grenzen bei der Dateninte­
gration und Wiederverwendung für andere Zwecke. Deshalb propagieren E-Gov­
ernment-Innovatoreu (z.B. Udo Heikenwãlder vou der Datenzentrale Baden­
Württemberg), im Einzelfall beim Bürger um Zustimmung zu werben, für ihn 
seine Datenbestãnde zu integrieren, um ihm einen besseren Service bieten zu 
kõnnen. Zu diesem Service geh6rt daun nicht nur die reaktive bessere Aufbe­
reitung von Daten (wie oben diskutiert), sondern auch die proaktive Benach­
richtigung, weflJl ein Interesse des Bürgers vennutet wird. Beispielsweise kõnnte 
eine Kommune betroffene Bürger vorwarnen, dass ihr Personalausweis ablãuft. 
Damit werden Dienstleistungen moglich, wie sie Unternelunen mit CRM-Sys­
temen2 ihren Kunden anbieten (Bonin 2000). Dabei sind der offentlichen Hand 
aber nicht uur bei der lntebrration der Dateubestãnde Grenzen gesetzt, sondern 
auch bei dem Umgang mit den Daten. Beispielsweise kann eine Behõrde nicht 
in Analogie zum Verbalten zu manchen K.rankeukassen ,scblechte Kunden" 
systematisch identifizieren und daun schlechter behandeln, um sie zum Wegzug 
zu bewegen. 
Di e Erfahrnngen bei der Einfühmng von Online-Banking in den letzten zehn 
Jaluen lasseu erwarten, dass inteb•rierte und personalisierte Bürgerservices ein 
2 CR.M steht fur ,Custoruer Relationship Managemeot"; CR.M-Systeme uoterstützeo die 
:Pflege der Kuodenbeziehung. 
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deutliches Umdenken der Verwaltung hin zu einem starkeren ,Kundendenken" 
erzwingen. Um die Jahrtausendwende wurden Banken von einer starken Nach­
frage nach E-Banking-Dienstleitungen überrollt. Dabei wünschten Bürger nicht 
nur einzelne Services (wie eine Überweisung), sondern sie wollten alle Banken­
services und -informationen an einem Anlaufpunkt integriert angeboten haben. 
Dies zwang die Banken dazu, Informationen aus den traditionell getrennten Ge­
schaften wie Zah.lungsverkeh.r, Wertpapiergeschaft oder H.ypothekengeschaft 
zusammenzuführen. Dies ging dann mit der Einführung persõnlicher Kunden­
betreuer einher, die dann auch für alle diese Geschafte zustandig waren. Weil 
die Informationen über die traditionellen Informationssysteme der Banken den 
Beratern nicht so schnell angeboten werden konnten, waren diese wahrend einer 
Übergangszeit dazu gezwungen, sich bei Kundenkontakten auch über das On­
line-Banking einen Überblick über di e Situation des Ktmden zu erwerben. 
4.6 Eignung von Sen•ices ftir ein Online-Angebot 
Der groBe Nutzen und die zunelm1ende Verbreitung von Online-Dienstleistun­
gen führen zu einer Umkehr der traditionellen Fragestellung ,Welche Services 
sind für Online-Angebote geeignet". Die Frage der Zukunft lautet, für wen wel­
che Dienste denn noch vor Ort erbracht werden sollten. Wir vermuten, dass der 
Bürgerservice vor Ort noch lange eine wesentliche Anlaufstelle für den Bürger 
sein wird. Neben den Diensten, die per Gesetz eine Prasenz vor Ort verlangen 
(Hochzeit, Notarsgeschafte ete.), werden nennenswerte Teile der Bürgerschaft 
weiterhin nicht dazu in der Lage sein, Online-Dienste zu nutzen, sei es aus ge­
sundheitlichen Gründen oder wegen mangeb1der Medienkompeten.z. Hinzu kom­
men die Dienste, die im direkten Kontakt vor Ort besser erledigt werden kõnnen 
als online. Bei der Auswahl helfen die Theorien zur Medienwahl. Die Media 
Richness Theorie (Daft/Lengel 1984) sclliagt vor, Aufgaben, bei denen es um 
Infonnationssuche geht, besser mit armen Medien (wie einer Online-Webseite) 
zu erledigen, wahrend mehrdeutige Aufgaben eher mit reicheren Medien wie 
dem Face-to-Face-Kontakt zu erledigen sind. Unter mehrdeutigen Aufgaben 
sind j ene zu verstehen, di e wertbehaftet sind. Beispielsweise sollte eine strittige 
Bauangelegenheit besser vou Angesicht zu Angesicbt bebandelt werden, lassen 
doch Ton, Mimik und Gestik des Gesprachspartners Aufschlüsse zu, was ihm 
wie wichtig ist. Auch Ennahnungen uud Urteile werden dem Bürger besser di­
rekt mitgeteilt, wenn sie verstanden und wirkungsvoll sein sollen. Geht es bei 
einem Bauvorhaben aber darum, sich über freie Grundstücke einen Überblick zu 
verschaffen, dann ist eine Online-Suche sinnvoller, würde doch die Anwesenheit 
eines Verwaltungsmítarbeíters nur vou der eigentlícben Sache ablenken. A.llen­
falls wenn der Bürger bei der Informationssuche Schwierigkeiten hat, dann kann 
Urheberrechtlich geschütztes Material 
l lO Gerhard Schwabe 
ein Verwaltungsmitarbeiter vor Ort hilfreich sein (dieser Fall wird in der Media 
Richness Theorie nicht berücksichtigt). In jedem Fali sind dann reichere Medien 
wieder hilfreich, wenn es um eine subjektive Bewe1tung der Gnmdstücke geht. 
Dieses Beispiel aus dern Bereich Bauverwaltung zeigt auch auf, dass für kom­
plexere Services Iúcht ein Medium geeignet ist, sondem fiir einzelne Phasen je­
weils eine Online-Selbstbedienung, ein Face-to-Face-Kontakt, ein telefonischer 
Kontakt oder ein Besprechung mit Co-Browsing (d.h. einem Medium mit mittle­
rem Reichtum) sinnvoll sein kann. Dies gilt umso mehr, wenn man die Erkennt­
nis der Symbolic-lnteractionist-Perspektive (Trevino et al. 1990) mitberticksich­
tigt: Sie geht davon aus, dass die Medienwahl auch die konkreten Lebensum­
stande des Bürgers mítberticksichtigt. Beispielsweise konnte es für einen Biirger 
grundsatzlich sin.nvoll seiJ1, einen Bürgerservice vor Ort wabrzunelunen, aber 
weil er derzeit nicht vor Ort ist oder weil er sich zu den Offnungszeiten der Be­
horde nicht freimachen kann, wahlt er den telefonischen Kanal oder eine Co­
Browsing-Besprechung. 
Somit sind bei der Gestahung von Bürgerservices sowohl di e Durchgangig­
keit der Vorgange iiber mehrere Episoden der Mediennutzung hinweg als auch 
die subjektiv situative Medien.wabl durch deu Bürger zu berücksic.htigen.. Dies 
ist nur durch eine Integration der Angebote iiber alle Kanale hin.weg zu leisten, 
d.b. alle Kanale greifen auf einen einheitlichen Infom1ationsbestand zurück. 
Wahrend das bei den strukturierten Daten von Transaktionen sowie den eigenen 
Informationsbestanden der Verwaltung noch vergleichsweise einfach ist, wirft 
die Kommunikation über mehrere Kanale hinweg für die Verwalttmgspraxis 
nocb Probleme auf, insbesondere wenn mehrere Personen betroffen sind: Soll 
di e Veiwaltung jeden Brief eines Bürgers einscannen, n ur weil er vielleicht ein­
mal zu dem Tbema bei dem Caii-Center anruft? Soll ei n Berater vor Ort jeweils 
Protokolle vou Besprechungen erstellen, nur darnit der Bürger bei der Selbstbe­
dienung auf die dort besprochenen Sachverhalte zurückgreifen kann? Solange 
eine automatisie1te Protokollierung vou Kornmunikation nicht moglich (un d nicht 
gewünscht!) ist, werden deshalb Kommmúkationsdaten unvollstandig bleiben. 
4. 7 Organisation vou Online-Bürgerdiensten 
Das Angebot von Bürgerdiensten kanu in einer groBeren Komrnune leicht meh­
rere lnmde1t Dienstleisttmgen umfassen. Wie soll ein Bürger die benotigte 
Dienstleistung finden? Als Organisationsprinzip haben sich hier Pmtale (vgl. 
Lucke 2008) bewahrt. Portale strukturieren Bürgerservices nach ein.heitlichen 
Prinzipien und bieten den Bürgem einen Zugang zu vielen Dienstleistungen. Ein 
übliches Organisationsprinzip von Portalen offentlicher Verwaltungen sind ,Le­
benslagen" (vgl. Kap. 3). Beispiele für Lebenslagen sind Umzug, Geburt oder 
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ein Todesfall. Lebenslagen bieten insbesondere dem unl-amdigen Bürger einen 
einfachen Zugang. 
Ist schon eine biirgernahe Besclueibung der Primarinfonnationen eine 
groBe Herausforderung fur die õffentliche Verwaltung, so sind die Wegweiser­
infonnationen noch anspruchsvoller: Welche Lebenslagen sollen gewahlt wer­
den? Wie soll eine Lebenslage benannt werden, so dass sie verstandlich ist? Wie 
sollen die Themen benmmt werden, dass der Bürger sie versteht uud nur an einer 
Stelle nach Inforrnationen sucht? Wie kõnnen Wegweiserinforrnationen dyna­
misch erganzt werden, wenn neue Biirgerservices hinzugefiigt werden? Diese 
Festlegungen sind deshalb schwierig, weil ein Bürgeranliegen mehrere Behõrden 
einer Kommune oder sogar mehrere Ebenen (Kommune, LandiKanton, Bund) 
betreffen kann, die sich daru1 auf eine Begrif:flichkeit einigen müssen. Gerade iJ1 
fõderalen Staaten wie Deutschland und der Schweiz bedeutet dies jaluelange 
Abstimmungsrunden, die auch derzeit noch im Gange sind. Der Abstimmungs­
bedarf zwischen Behõrden aller Ebenen geht aber noch weiter als eine Einigung 
auf eine gemeinsaJne Begrifflichkeit. Forschung und Praxis arbeiten seit mehre­
ren Jahren am Konzept eines ,One-Stop-Goverrunent" (Lucke 2008). Ziel ist es, 
dass eiJ1 Bürger sein gesarntes Anliege.n in emem Schritt erledige.n kam1 und 
nicht beispielsweise mehrere Behõrden physisch oder auf deren Online-Prasenz 
aufsuchen muss und mühsarn die Aktivitaten der verschiedenen beteiligten Ak­
tenre koordinieren muss. Dies ed'ordert mehr als eine Integration von Informa­
tionsbestanden und Inforrnationssystemen (Gil-Garcia et al. 2007); dies erfordert 
den Aufbau neuer Organisationsstrukturen der õffentlichen Verwaltung, wie sie 
iJn Kapitel l l und m vou Lucke (2008) diskutiert werden: Eine klare Trerumng 
zwischen Front-Office uud Back-Office, die organisatorische Vernetzung der 
Akteure sowie de.n Aufbau von Shared-Service-Ce.nters. Für die õffentliche Ver­
waltung sollte auch das gelten, was aus der Privatwirtschaft schon bekannt ist: 
Stabil sind Strukturen von Online-Services nur dann, wenn Organisations- und 
Softwarestruktur zueinander passen. Es ist deshalb nicht sinnvoll nur eine zu 
ãndern (d.h. entweder die Aufbauorgan.isation oder die Anwendungssoftware), 
sondern beide miissen synchron umgebaut werden. 
4.8 Fazit 
Technologische lnnovationen durchlaufen Hype-Zyklen. Nachdem eine lnnova­
tion die Auf inerksamkeitsschwelle der Offentlichkeit überschritten hat, steigen 
die Erwartungen steil an, bis enttãuschende initiale Etfalu ngen nicht meiu 
ignoriert werden kõnnen. Auf die VerheiBung folgt die Ernüchterung und auf 
der Basis einer realistischen Einschãtzung der Mõglichkeiten und Grenzen eine 
stetigere und nachhaltigere Verbreitung. Online-Bürgerservices haben die Phase 
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der Ernüchterung iuzwischeu hinter sich gelasseu. Die initialen ,Quick Wins" 
sind eingefahren und weitere Fortschritte sind nur mit harter Arbeit zu erreichen. 
Hierfir müssen die organisatorischen uud technischen Architektureu von Ver­
waltungen erneuert werden und die Mitarbeiter der Verwaltung für die verblei­
benden, nicht-automatisie1ten Arbeiten qualifiziert un d motiviert werden. In d en 
hochindustrialisierten Lãndern Europas führt wegen des demographischen Wan­
dels kein Weg an einer Ausweitung vou Online-Bürgerservices vorbei, ermogli­
chen sie doch als einzige Strategie gleichzeitig eine Verbesserung des Services 
uud eine Erhobuug der Effizienz vou Verwaltungen. 
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